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Am 26. Januar erließ der Internationale Gerichtshof (IGH) ein Zwischenurteil in einem von Südafrika
gegen Israel angestrengten Verfahren. Der IGH wurde ersucht zu entscheiden, ob Israel im
Gazastreifen einen Völkermord begeht. In diesem Urteil wird festgestellt, dass sich Israel einer
„plausiblen“ Anklage wegen Völkermordes zu stellen habe, und der IGH hat eine einstweilige
Verfügung erlassen, in der dem Land Auflagen gemacht werden.

Die Anordnung verpflichtet Israel, alle Handlungen zu unterlassen, die unter die
Völkermordkonvention fallen könnten, und sicherzustellen, dass seine Truppen im Gazastreifen
keine völkermörderischen Handlungen begehen. Außerdem wird es aufgefordert, öffentliche
Aufforderungen zu Völkermord zu verhindern und zu bestrafen und Beweise für den Vorwurf des
Völkermords zu sichern. Darüber hinaus wurde Israel angewiesen, Maßnahmen zur Verbesserung
der humanitären Lage der palästinensischen Einwohner:innen in der Enklave zu ergreifen, Beweise
dafür aufzubewahren und dem Gericht innerhalb eines Monats einen Bericht vorzulegen.

Israel Bericht ist fällig. Es wird jedoch erwartet, dass er kurz und voller Beschimpfungen sein wird,
die die Welt von der Regierung um den Premierminister Benjamin Netanjahu zu erwarten gewohnt
ist. Israels Generalstaatsanwältin Gali Baharav-Miara machte dies Ende Februar deutlich, als sie die
Anschuldigungen Südafrikas als „skandalös“ und die Behauptungen als „absurd“ bezeichnete. Sie
fuhr fort:

„Das entschlossene Handeln der israelischen Verteidigungskräfte beruht auf der Reinheit der
Waffen und der allgemeinen Einhaltung des nationalen und internationalen Rechts, die Ausdruck der
Stärke unseres Landes sind.“

Israel weiß, dass es sich hier auf zweifelhaftem Boden befindet und wird sich wahrscheinlich auf die
Lieferung humanitärer Hilfe konzentrieren und behaupten, dass nicht es den Fluss der Hilfsgüter
behindert, sondern die Palästinenser:innen, die den freien Durchgang blockieren. Die israelische
Belagerung zwingt die hungernden Bewohner:innen des Gazastreifens, die wenigen Konvois, die
durchkommen, zu plündern.

Natürlich gibt es einen Berg von Beweisen dafür, dass Israel die Hilfe durch zahlreiche
Kontrollpunkte und Verzögerungen blockiert, wie die Aufnahmen von an der Grenze gestauten
Lastwagen zeigen, ganz zu schweigen von der Belagerung von Rafah, dem Hauptzugangsort für die
Hilfe. Der Norden soll frei von Hamas-Kämpfer:innen sein, doch wurden dort keine Grenzen
geöffnet.

In Bezug auf die beiden anderen Forderungen muss Israel einige ernste Fragen beantworten. Genau
zwei Tage nach dem IGH-Urteil nahmen neun Mitglieder des israelischen Parlaments (Knesset),
darunter zwei Minister, an einer rechtsextremen Siedler:innenkundgebung teil, bei der die
Vertreibung der Palästinenser:innen aus dem Gazastreifen und der Zuzug von Siedler:innen
gefordert wurde. Die Minister selbst riefen dazu auf, das nördliche Westjordanland zu besiedeln. Die
Regierung hat es versäumt, irgendwelche Abgeordneten dafür zu „bestrafen“, geschweige denn,
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dies zu „verhindern“.

Seine Militäraktionen im Februar bestätigen ebenfalls Israels Bereitschaft, mit einer Invasion in
Rafah zu drohen und gleichzeitig Schulen und Krankenhäuser zu bombardieren. Tausende von
Menschenleben stehen auf dem Spiel; wenn Panzer und Kanonen es nicht erreichen, könnten
Krankheiten diese Aufgabe für die Israelis übernehmen. Die Bedrohung durch einen Völkermord ist
näher gerückt, nicht weiter weg.

Israel und das Gesetz

Entscheidend ist jedoch, dass das Gericht keinen sofortigen Waffenstillstand anordnete. Die
Hauptbegründung hierfür ist das von Israel vorgebrachte rechtliche Argument, dass es an einer
„völkermörderischen Absicht“ fehle. Da die Hamas beschuldigt wird, die Gewalt durch ihren Angriff
am 7. Oktober angezettelt zu haben, ist das Gericht der Ansicht, dass Israel argumentieren kann,
dass seine Handlungen in Selbstverteidigung erfolgten, was eine Rechtfertigung für den Krieg und
somit keine Anordnung einer sofortigen Waffenruhe darstellt.

Dies ignoriert die 75 Jahre der Unterdrückung, Enteignung und Apartheid, die Israel den
Palästinenser:innen angetan hat. Für revolutionäre Kommunist:innen kann jedoch die Gewalt eines
unterdrückten Volkes niemals mit der Gewalt des Unterdrückers gleichgesetzt werden. Das
palästinensische Volk ist seit der Gründung des zionistischen Staates im Jahr 1948 Opfer einer
schrecklichen nationalen Unterdrückung. Der Gazastreifen ist praktisch ein Freiluftgefangenenlager
für eine der am meisten benachteiligten und überfüllten Bevölkerungen der Welt.

Diese Entscheidung ist nur vorläufig; bis zur endgültigen Entscheidung in diesem Fall werden
Monate oder sogar Jahre vergehen. Die Entscheidungen des IGH sind endgültig und unanfechtbar,
aber das Gericht hat keine Möglichkeit, sie durchzusetzen. Der Nachweis eines Vorsatzes ist jedoch
bekanntermaßen schwer zu erbringen, da die rechtliche Messlatte für Beweise sehr hoch angesetzt
ist.

Netanjahu bekräftigt Israels „unerschütterliches Engagement“ für das Völkerrecht und bezeichnet
den Vorwurf des Völkermords als „empörend“. Der israelische Verteidigungsminister Yo’aw Galant
zeigte sich „bestürzt“ darüber, dass die Klage nicht rundheraus abgelehnt wurde, und der Minister
für Nationale Sicherheit Itamar Ben-Gvir twitterte spöttisch „Haag-Schmach“. Es wurde berichtet,
dass andere hochrangige israelische Minister das Urteil als „antisemitisch“ bezeichnet haben.

Südafrikas Präsident Cyril Ramaphosa sagte, er erwarte, dass Israel sich an das Urteil hält und
Maßnahmen zur Verhinderung eines Völkermords ergreift. Bislang sieht es nicht danach aus.
Südafrikas Außenministerin Naledi Pandor war näher an der Wahrheit und warf Israel vor, das
Urteil zu ignorieren. In der Woche nach dem Urteil des IGH wurden fast 1.000 weitere
Palästinenser:innen getötet. Die Zahl der Todesopfer beläuft sich nun auf mehr als 30.000.

Israel hat seine Militäroperationen auf Rafah ausgeweitet, obwohl es die Stadt zu einer „sicheren
Zone“ erklärt hat. Die UNO hat Rafah als „Druckkochtopf der Verzweiflung“ bezeichnet.
Krankenhäuser sind weiterhin Ziel israelischer Angriffe; Berichten zufolge wurden Panzer in der
Nähe des Nasser-Krankenhauses – dem größten funktionierenden Krankenhaus in Gaza – gesehen.

Kluft zwischen imperialisiertem Süden und imperialistischem Westen

War es das wert, den Fall vor den Weltgerichtshof zu bringen? Ja! Dieser Fall steht eindeutig für ein
Massengefühl der Rebellion in der halbkolonialen Welt gegen den westlichen Imperialismus.
Ramaphosa, der berüchtigte Mörder der südafrikanischen Bergarbeiter:innen von Marikana, ist



sicher kein antiimperialistischer Kämpfer – und seine Gründe mögen in einem Wahljahr zynisch sein.

Aber es war der Druck der internationalen Bewegung für die Befreiung der Palästinenser:innen, auf
den die Machthaber:innen reagierten. Südafrikaner:innen sind seit langem Verbündete des
palästinensischen Volkes, und die internationale Rechtsexpertin Heidi Matthews sagte, dass ihr
historischer Kampf für die Beendigung der Apartheid dem Fall gegen Israel „Glaubwürdigkeit und
moralisches Gewicht“ verleiht.

Das Gefühl des Hasses gegenüber dem Westen, den ehemaligen Kolonialherr:innen Afrikas und
Asiens, wird durch die Reaktion auf das Urteil des IGH noch geschürt. Innerhalb weniger Stunden
nach der Entscheidung stellten die USA ihre Finanzierung des UN-Hilfswerks UNRWA ein, und
Kanada folgte diesem Beispiel rasch. Es überrascht nicht, dass auch das Vereinigte Königreich und
sechs weitere europäische Länder, darunter auch Deutschland,  sowie Japan ihre Mittel für das
UNRWA aussetzten.

Das Hilfswerk der Vereinten Nationen ist die einzige Organisation, die derzeit in der Lage ist, die
humanitären Mittel bereitzustellen, zu deren Gewährung sich US-Präsident Joe Biden und der
britische Außenminister David Cameron „verpflichtet“ haben. Die EU schätzt, dass sich die
insgesamt ausgesetzten Mittel auf mehr als 440 Millionen US-Dollar belaufen – die Hälfte des
Haushalts der Organisation für 2024. In einer Zeit, in der die Menschen im Gazastreifen gezwungen
sind, Gras zu essen und verschmutztes Wasser zu trinken, um zu überleben, ist dies absolut
verachtenswert.

Glücklicherweise haben nicht alle Länder ihre Finanzierung zurückgezogen; Spanien hat ein
dringendes Hilfspaket in Höhe von 3,8 Millionen Dollar angekündigt, und Australien und Belgien
werden ihre Finanzierung des UNRWA fortsetzen. Aber der Sonderpreis für Heuchelei geht
sicherlich an Deutschland, das einerseits die Legitimität des IGH anerkannt, andererseits aber
sämtliche Vorwürfe gegen Israel vor jeder Untersuchung zurückweise – und gleichzeitig Israel mit
den Waffen versorgt, die es benutzt, um das „Völkerrecht“ mit Füßen zu treten.

Schlussfolgerung

Trotz der vielen Unzulänglichkeiten dieses vorläufigen Urteils und des IGH selbst stellt die
Entscheidung einen Schlag sowohl für Israel als auch für die westlichen Mächte dar. Sie hat zu dem
Schauspiel geführt, dass diese Mächte genau die Institutionen untergraben, die sie zuvor geschaffen
hatten, um ihre imperialistische Herrschaft über die Welt zu verschleiern. Ihre Ansprüche auf
Rechtsstaatlichkeit und das Recht auf Selbstbestimmung, die sie im Falle der Ukraine und Taiwans,
d. h. bei der Verurteilung ihrer Rivalen Russland und China, so hochgehalten haben, haben in den
Augen des globalen Südens erheblichen Schaden genommen.

Die Bewegung für die Befreiung Palästinas muss diese Orientierungslosigkeit der Regierenden
ausnutzen und sich keinen Illusionen in Typen wie Ramaphosa hingeben und ihre Anstrengungen
international koordinieren, wenn sie ihr Ziel, ein freies Palästina, erreichen will. Das Urteil des IGH
kann eine Plattform bieten, um auf diesen Kampf hinzuweisen, aber es kann keine Gerechtigkeit
schaffen. Das können nur die Palästinenser:innen selber und ihre Unterstützer:innen tun, indem sie
für die revolutionäre Zerstörung des zionistischen Staates und seine Ersetzung durch ein
einheitliches, säkulares und sozialistisches Palästina kämpfen, einschließlich des Rechts auf
Rückkehr.


